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Ilelliner 


Abend⸗Ausgabe. 


Laudtags⸗Verhandlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
26. Sitzung vom 10. Januar. 
Präſtdent von Benntgjen. eröffnet die 
Sitzung um 10¼ Uhr 
Am Miniſtertiſch: Eine Reihe von Kommiſ⸗ 
ſarien 


Stande iſt. 


Tagesordnung: 

I. Erſte Berathung des Geſetzentwurfs, be⸗ 
treffend die Dienſtverhältniſſe der Gerichtsſchreiber. 
Der aus 15 Paragraphen beſtehende Geſetzentwurf 
beſtimmt, daß zum Gerichtsſchreiber ernannt werden 
kann, wer 1) das 21. Lebensjahr vollendet hat, 
2) die aktive Dienſtpflicht im ſtehenden Heere erfüllt 
hat oder von derſelben befreit worden iſt, und 3) 
eine Prüfung beſtanden hat. Referendarien ſind von 
dieſer Prüfung befreit, wenn ſie im richterlichen Vor- 
berettungsdienſt mindeſtens 2 Jahre beſchäftigt gewe⸗ 
ſen ſind. 

Die Gerichtsſchreiber und Gerichtsſchreiber-Ge⸗ 
bülfen werden gegen feſtes Gehalt auf Lebenszeit 
angeſtellt. 

Abg. Dr. Eberty beantragt die Vorberathung 
dieſer Vorlage durch eine Kommiſſion; es handle ſich 
bier um einen hochachtbaren Stand, deſſen Wünſche, 
die in zahlreichen Petitionen vorliegen, Berückſichti⸗ 
gung verdienen. 

Abg. Windthorſt⸗ Meppen iſt mit der 
kommiſſariſchen Berathung ebenfals einverſtanden, 
macht aber ſchon jetzt darauf aufmerkſam, daß es 
nothwendig ſein werde, den Umfang der Arbeiten 
und die Entſchädigung, welche den Gerichtsſchreibern 
dafür zu gewähren, genau zu bemeſſen. Was die 
Anforderungen anlange, ſo wiſſe er wohl, daß man 
von dem Examen nicht abſtehen werde, aber man ſolle 
dann wenigſtens die Anforderungen genau präzi⸗ 
ſtren. Gerade bei dieſer Branche werde durch das 
Examen wenig Sicherheit geſchaffen. Es würde 
richtiger ſein, die Leute arbeiten zu laſſen und 
dann über die Befähigung derſelben von den Vor⸗ 
geſetzten Bericht zu verlangen. Jedenfalls bitte er, 
die Anforderungen für das Examen nicht zu hoch 
zu ſtellen. 

Der Geſetzentwurf wird hierauf der Kommiſſton 
für die Vorberathung der Juſtizausführungegeſetze 
überwiefen. 

Erſte Berathung des Geſetzentwurfs, betr. die 
Kompetenzkonflikte zwiſchen den Gerichten und den 
Verwaltungsbehörden. 

Abg. Windthorſt- Bielefeld macht darauf 
aufmerkſam, daß hier für die liberale Partei die er- 
wünſchte Gelegenheit gekommen ſei, mit dieſem ver⸗ 
baßten Gerichtshof aufzuräumen und ein Ende mit 
ihm zu machen. Wir dürfen feinen partikulariſti⸗ 
ſchen Ausnahmezuſtand ſchaffen; in keinem deutſchen 
Staate beſtehe ein ſolcher Gerichtshof, der nur ein 
Mißtrauen gegen die ordentlichen Gerichte in ſich 
ſchließe, die Staatsregierung ſollte die Gelegenheit 
mit Freuden ergreifen, das alte Geſetz vom Jahre 
1847 zu beſeitigen. Warum ſoll nicht der höchſte 
deutſche Gerichtshof, das Reichsgericht, daſſelbe 
Vertrauen genießen, wie das preußiſche Ober⸗Ver⸗ 
waltungsgericht! Beſeitigen wir alſo jenen verhaßten 
Gerichtshof und ſtärke man ſo das Anſehen der 
Gerichte. 

Abg. Dr. Lasker hat wenig Hoffnung, daß 
der Wunſch des Vorredners, mit dem er ſonſt ein⸗ 
verſtanden iſt, in Erfüllung gehen werde. Der Red⸗ 
ner theilt dem Hauſe aus den Verhandlungen der 
Reichsjuſttz⸗Kommiſſion mit, daß dort die preußische 
Regierung erklärt habe, wenn der Reichstag nicht 
die Errichtung eines Gerichtshofes für Kompetenz 
konflikte zulaſſe, ſie dann lieber auf die Reichseinheit 
verzichte. (Hört!) Redner kritiſirt ſodann in ſehr 
ſcharfer Weiſe die Entſcheidungen des preußiſchen 
Gerichtshofes und iſt der Meinung, daß, ſo lange 
wir unter uns waren, der Zuſtand noch einiger⸗ 
maßen erträglich geweſen ſei, aber für die Folge 
werde dieſer Zuſtand geradezu ein unwürdiger. Die 
Kommiſſion werde daher, wenn fle nicht zur Ver⸗ 
werfung des ganzen Geſetzts gelange, doch Sicher⸗ 
heitsmaßregeln treffen müſſen, daß nicht der Kom⸗ 
petenzkonflikt in das deutſche Reich, bis in das 
Reichsgericht getragen, vielmehr in der erſten Inſtanz 
abgeſchloſſen werde. 

Erſte Berathung des Eutwurfs einer Schieds- 
mannsordnung. 

Abg. Windthorſt⸗ Bielefeld hält die Auf⸗ 
rechthaltung des Inſtituts der Schiedsmänner und 
der Ausdehnung deſſelben auf die neuen Provinzen 
für allerdings nothwendig, aber er glaubt, daß dle 


mit der Vorlage einverſtanden. 


Kreisvertretungen zu erfolgen habe. Es würde ſich 
zu beauftragen. Ebenſo jet es bedenklich, dem Prä⸗ 
ſidenten des Landgerichts eine jo weit gehende Be- 
fugniß, wie die Beſtätigung der Schiedsmänner, 
beizulegen, ohne eine Beſchwerdeinſtanz zu ſchaffen, 


bittet, die Vorlage an eine beſondere Kommilflon 
von 14 Mitgliedern zur Berathung zu verweiſen. 

Der Geſetzentwurf geht an eine beſondere Kom⸗ 
miſſton von 14 Mitgliedern. 5 


märkliſchen Waſſerſtraßen. 
Der Geſetzentwurf geht auf den Antrag des 
Abg. Graf Hacke an die Budgetkommiſſton. 
Jortſetzung der Etatsberathung und zwar des 
Etats des Kultusminiſteriums. Einnahme 1,871,807 
M., dauernde Ausgaben 47,979,381 M. (328,646 


den ohne Debatte bewilligt. 


horſt- Meppen: M. H.! Wir haben geglaubt, 
es würde endlich möglich geweſen ſein, den Strei⸗ 
tigkeiten auf dem Gebiet. des Kultusminiſteriume 
durch ein rechtliches Abkommen ein Ende zu berei⸗ 
ten. Es waren verſchiedene Ereigniſſe vorgekommen, 
welche die Hoffnung auf ein ſolches Abkommen be- 
gründen konnten. Leider haben die Erklärungen, 
welche der Herr Kultueminiſter am 11. Dezember 
hier im Hauſe abgegeben hat, alle dieſe Hoffnungen 
beſeitigt. Nach dieſen Erklärungen, wenn dieſelben 
aufrecht erhalten werden, wenn, wie der Miniſter 
behauptet, die geſammte Staatsregierung fie billigt, 
iſt auf eine Aenderung des Zuſtandes leider nicht 
mehr zu rechnen. Wir wollen am Eingange der 
bevorſtedenden Diskuſſion unſererſeits keinen Zweifel 
darüber laſſen, daß wir ſehr dringend das Ende 
dieſer Streitigkeiten wünſchen, daß wir unſtrerſeits 
Alles dazu beitragen wollen, was möglich iſt, — 
freilich, ohne die Grundſätze der Freiheit der Kirche 
und der Freiheit der Gewiſſen zu verletzen — um 
in irgend welcher Weiſe den Frieden herbeizuführen. 
So lange man aber die Anſicht und das Beſtreben 
hat, von Staatswegen die Kirche zu regieren und 
zu reglementiren, jo lange können wir freilich zum 
Frieden nicht beitragen. Wie find der Meinung, daß 
tine richtige Löſung des Verhältntſſes der Kirche zum 
Staate nur gefunden werden kann in einem Ein- 
vernehmen des Staates und der Repräſentanten der 
Kirche. Das Zuſammenwirken des Staates und 
der Kirche auf einer gemeinſam gefundenen Baſis 
iſt dasjenige, welches naturgemäß das richtige 
und erſprießliche iſt und welches überall, wo ge⸗ 
ſunde Zuftände im Staate exiſtiren, auch auf- 
recht erhalten werden muß. Wir konnten und kön⸗ 
nen deshalb nur begrüßen, wenn die Regierung den 
Weg, den wir immer als den allein richtigen 
bezeichnet, beſchritten und auf die Aufforderung S. 
Heiligkeit auf Verhandlungen ſich eingelaſſen hat. 
Wir fürchten jedoch, ich muß das wiederholen, daß 
die, mindeſtens nicht ſehr freundlichen, Auslaſſungen 
des Herrn Kultus miniſters dieſen Weg als, 
zur Zeit wenigſtens, geſcheitert hinſtellen. Wir 
wollen hoffen, daß eine höhere Einſicht auf andert 
Geſichtspunkte zurücklehren und daß dann der Er⸗ 
folg ein beſſerer ſein möge, als heute. Ich habe 
geglaubt, daß es gut ſei, dieſe Lage der Sache voll⸗ 
ſtandig klar vor dem Lande binzuſtellen, nämlich die 
Lage, daß nach der Erklärung des Miniſters die 
angeblichen Verhandlungen zur Zeit als gejcheitert 
anzuſehen ſind. Wir unſererſeits haben in dieſem 
ganzen Streite eine ſehr untergeordnete Stelle ein- 
genommen, wir haben als Vertreter des Volkes, das 
uns gewählt, nichts anderes zu thun, als zum Be⸗ 
wußtſein der Regierung und zum Bewußtjein un⸗ 
ſerer Kollegen es zu bringen, daß das Volk ſchwer 
ſehr ſchwer unter dieſem Streite leidet, daß es eine 
Abhülfe abſolut verlangt und wir erheben bei dem 


Sonnabend, den 11. 3 


Inanſpruchnahme der Thätigkeit der Schiedsmänner 
auf dem Gebiete der bürgerlichen Rechteſtreitigkelten 
immer eine ſehr beſchränkte geweſen und daß die⸗ 
ſelbe ganz fortfallen werde, wenn erſt die Anſicht 
mehr Platz greift, daß der Richter die ſchieds⸗ 
richterliche Funktion am beſten wahrzunehmen im 


Abg. Löwenſtein erklärt ſich im Prinzip 
Es ſei aber eine 
zwetfelhafte und bedenkliche Verbeſſerung, wenn die 
Wahl der Schiedsmänner für die Städte durch die 


empfehlen, die ſtädtiſchen Behoͤrden mit dieſer Wahl 


die gegen den Mißbrauch Schutz ſchafft. Redner 


Erſte Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend 
die Aufnahme einer Anleihe für Verbeſſtrung der 


M. mehr wie im Vorjahre.) Die Einnahmen wer⸗ 


Bel Tit. 1 der Ausgaben (Gehalt des Mini⸗ U. 
ſters) nimmt zunächſt das Wort der Abg. Windt⸗ 


wußt, daß es eine undankbare Aufgabe iſt, gegen 


ſchwerde anzuhören. 


Miniſter thut ſo, als wenn im Lande Alles wohl nicht. 
beſtellt wäre. 


Inferate: Die Agejpatine Betitgeite 15 Pfennige 
Redactten, Drud und Verlag von R. Graßmann, 
Stettin, Kischplap Nr. 8. 
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Jeilun 


Nr. 18. 


at dieſe Beſchwerde generell und werden Abg. Dr. Gerber widerſpricht der Auff af 
bemüht ſein, bei den einzelnen Etatspoſt⸗ jung. des. Abg. von Jazdicewski, daß die Staats⸗ 
elle Beſchwerden vorzutragen. Was wir Regierung es if, die den Unterricht in der polni⸗ 
hier voftragen, tragen wir vor aus eigener Initla- ſchen Sprache unterdrücke. Die Zahl der Lehrer 
tive, auf unſere alleinige Verantwortung, von Nie- ſei zu gering, die in der polniſchen Sprache Unter⸗ 
mand Beeinflußt außerhalb dieſes Hauſes; wir tra- richt ertheilen könnten. Die polniſche Sprache habe 
gen es vor nach dem Maßſtabe unſerer Ueberzen⸗ auch wenig für die Literatur gethan, ſie ſei nur 
gung und auf dem Grunde des Rechts, welches Spiechſprache und deshalb außer Stand, mit ande⸗ 


muar 1879. 


a 


tionen 


leder Abgeordnete hat, und wir find der Meinung, ren Sprachen in Konkurrenz zu treten. 

daß weder hier noch im Reiche beſſere Zuſtände ge- Abg. Windthorſt⸗ Meppen: Der Bor- 
ſchaffen werden können, jo lange dieſer Streit noch redner hat behauptet, daß die polniſche Sprache nur 
beſteht. eine Sprechſprache ſei. Was er darunter verſteht, 


Tultusminiſter Dr. Falk: Es it mir nicht weiß ich nicht genau. Wenn er aber gemeint bat, 
zweifelhaft geweſen, daß der Abg. Windthorſt mit daß es den Polen an einer Literatur fehle, dann 
feinen Freunden eine große Reihe von Einzelbe⸗ muß ich geſtehen, daß eine ſolche Behauptung mich 
ſchwerden an die Berathung des Etats knüpfen wird. in hohem Grade überraſcht hat. Und das behauptet 
Ich werde bemüht fein, jo weit das Material mir ein Mann, der da ſagt, er ſei Direktor einer Real⸗ 
und meinen Mitarbeitern zur Verfügung ſteht, auf ſchule in der Provinz Poſen. Der Kultusminister 
dieſe e einzugehen. Sollte das Material] bat 

mir jedo 

dann 


innerhalb der katholiſchen Preſſe ſelbſt vorhandenen] Köpfen noch ſchwach find, (Große Heiterkeit.) — 
Widersprüche hin, während die „Neue Zeitung“ in] Wenn Sie mich jo verſtanden haben, als ob ich 
Mainz einen friſchen fröhlichen Krieg predigt und heſogt hätte, daß wir ſchwach im Kopfe ſind, jo 
trilärt, daß jede Wunde für die Kirche zwei Wun⸗ wißverſſehen Sie mich. Leider giebt es eine Unzahl 
den für den Staat bedeute, habe die „Augsburger | Köpfe ohne Verſtand. Wir aber nehmen, was den 
Poſtzeitung“ nach der Rede, die er bier im Haufe] Berſtand betrifft, es mit Ihnen iederzeit auf. — 
gehalten, ein neues Programm aufgeſtellt und den] Auf menſchliche Hülfe können wir allerdings nicht 
Herren vom Centrum vorgeworfen, daß fie durchf mehr rechnen, wir ſtehen einer allgewaltigen Regte⸗ 
ihr Verhalten ſchwerlich die Jatereſſen der Kirche rung gegenüber und gegenüber einer feſtgeſchloſſeuen 
ſchüßten. K proteſtantiſchen Majorität. (Widerſpruch) Bei die⸗ 
Alg. Dauzenberg: ſer Situation hatten wir Urſache zur Verzweiflung, 

5 5 aber wir verlaſſen uns auf eine höhere Hülfe und 

die wird uns nicht fehlen. Langsam vielleicht reifen 
die Dinge, das iſt in der Geſchichte immer ſo ge⸗ 
weſen, Gottes Mühlen mahlen langſam, aber ſicher, 
und ſeten Sie verſichert, es iſt nicht ein bloßer Zu⸗ 
fall, wenn der große Papſt Leo XIII. gerade im 
gegenwärtigen Augenblick die ganze katholiſche Be⸗ 
völkerung zum Gebete aufgefordert hat. Von diefer 
Waffe erwarten wir den Sieg, von einer anderen 


Mir iſt wohl be⸗ 


einen Miniſter zu ſprechen, deſſen Politik von der 
Majorität des Hauſes gebilligt wird, ebenſo wie ich 
mir bewußt bin, wie wenig geneigt die Majoritat 
iſt, unſere gegen das ganze Syſtem gerichtete Be⸗ 
Die Regierung hat ſich berech ⸗ 
tigt gehalten, mit Gewalt den Unterricht in der Re⸗ 
ligion der Kirche zu nehmen und denſelben unberu⸗ 
fenen, unfähigen Händen anzuvertrauen. — Der 


Nachdem noch Abg. Jazdzceweki die Behaup⸗ 
tungen Gerbers zurückgewieſen, wird die Diskuſſion 
über Titel 1 geſchloſſen und der Titel ſelbſt ge⸗ 
nehmigt. 

Nachſte Sitzung: Sonnabend 12 Uhr. 

T. O.: Kleinere Geſetze und Fortſetzung der 
Etatsberathung. 


Schluß 4 Uhr. 


Die Zabl der verwaiſten Seelſorger⸗ 
ſtellen in Preußen beträgt jetzt ſchon beinahe 1100. 
Der öffentliche Gottesdienſt hat in zahlreichen Ge⸗ 
meinden aufgehört. Große Gemeinden von 12,000 
Seelen find in Angſt und Schrecken geſetzt wol den, 
weil man fie zu Gunſten der Altkatholtken ihrer 
Kirchen beraubt. Alles das find Klagen, die im 
Volke allgemein berrſchen. Es iſt anzuerkennen, daß 
man es nicht verſchmäht bat, ſich mit dem Ober⸗ 
haupte der katholiſchen Kirche in Unterhandlungen Deutſchland. 

einzulaſſen. Es iR vas der einzig richtige Weg, Berlin, 10. Januar. Daß der Geſetz⸗ 
auf den wir immer hingewieſen haben. Wie die entwurf über die Strafgewalt des Reichstages ein 
Abmachungen zu Stande kommen werden, ſoll uns gewiſſes Befremden und Widerſpruch hervorrufen 
gleich fein, wir Katholiken werden uns unbedingt würde, hat der Reichskanzler gewiß vorausgeſehen. 
denſelben unterwerfen und das acceptiren, was das] Wenn er trotzdem die parlamentariſche Initiative in 
Oberhaupt der Kirche für das richtige hält. Aber dieſer Angelegenheit nicht länger zu erwarten vor⸗ 
bedenklich iſt es doch, daß man mit dieſen Ver- gezogen hat, ſondern ſelbſt mit der Anregung vor⸗ 
handlungen noch nicht weiter gekommen iſt. Die gegangen if, fo war dabei unzweifelhaft die Dring⸗ 
Regierung kann den Frieden haben, wenn auf ihrer lichkeit Angeſichts der vorausſichtlichen Ausbeutung 
Seite wirklicher Ernſt dazu vorhanden if. Aber der parlamentariſchen Redefreiheit Seitens der So⸗ 
wir werden uns nie den Geſetzen unterwerfen, die zialdemokratie maßgebend. Ein längeres Warten 
dem katholiſchen Glauben widerſprechen. Herr Dr. auf die parlamentariſche Initiative hätte vermuthlich 
Falk iſt nach meiner Meinung ſchwerlich im Stande, in der bevorſtehenden Seſſton den ſozialdemokra⸗ 
dieſen Frieden herbeizuführen. Möge Gott, ſchließt tiſchen Abgeordneten ein ganz freies Feld gegeben. 
Redner, Alles zum Beſten wenden zum Wohle des Man darf wohl darauf rechnen, daß die Eiferſucht 
Staates und der Kirche. (Beifall im Centrum.) auf die Initiative in einer ja allerdings dem Reiche⸗ 


gewalt des Reichstages. 


tage in erſter Linte betreffenden Angelegenheit das 
Urtheil über den Gegenſtand ſelbſt nicht dauernd 
verdunkeln wird. Sind doch die natisnalliberalen 
Organe gerecht genug, einzugeſtehen, daß die Rege⸗ 
lung der Frage ſelbſt eine Nothwendigkeit geworden 
iſt und daß Deutſchland in dem Schutz der Würde 
der Parlamente hinter anderen großen Ländern zu- 
rückgeblieben if. So jagt die Tribüne, daß ihr 
der inhaltliche Gedanke des Entwurfs nicht unſym⸗ 
pathiſch ſei, ſie erkenne im Hinblick auf die Ge⸗ 
wohnheiten anderer Parlamente an, daß unſer Ap- 
parat an dieſer Stelle noch eine Lücke zeige. Als 
einen Eingriff in das Hausrecht des Reichstages 
den Entwurf zu bezeichnen, wie fortſchrittliche Blätter 
thun, hat keinen Sinn, denn die Uebung des Haus- 
rechts ſoll nach dem Entwurf lediglich vom Reichs⸗ 
tage, beziehungsweiſe einer Kommiſſion deſſelben aus- 
gehen. Es handelt ſich nicht um die Uebung, ſon⸗ 
dern um die Schaffung des Haus rechts. Zur Her⸗ 
flelung der Mittel deſſelben iſt aber der Reichstag 


allein nicht im Stande, ſondern nur im Zufammen-| — 


wirken mit dem Bundesrath. 
Mehrere Blätter melden, daß die Bildung des 
Kriegsgerichts in Sachen des „Großen Kurfürſt“ 


nunmehr erfolgt je. Wie ich höre, if die Mel ⸗ S 


dung richtig. In den nächſten Tagen wird der 
Admiralitätsrath auf Erſuchen der Admiralität in 
Berlin zuſammentreten. Es if dies bekanntlich ein 
Beirath von Sachverſtändigen, welcht die Admirali⸗ 


tät einzuladen befugt iR, jo oft ein Beirath erwünſcht 


iſt. Die Wahl der Mitglieder erfolgt nach dem 
Ermeſſen der Admiralität bel jeder Befragung des 


Admiralitätsraths. 


Es iſt bereits gemeldet, daß der Bundesrath 
in feiner geſtrigen Sitzung den Bericht der Tabaks⸗ 


En quetekommiſſion an die Ausſchüſſe für Zoll⸗ und 
Steuerwejen und für Handel und Verkehr verwieſen 


hat. 
Aus ſchuß für Rechnungsweſen nach dem geſtrigen 


Ergänzend iſt zu bemerken, daß auch der 


Beſchluß mit dem Bericht ſich beſchäftigen ſoll. 


Berlin, 10. Januar. Die konſervattven 
Abendzeitungen und die „Poſt“ bringen noch keine 
Urtheile über den Geſetzentwurf betreffend die Straf- 
Die fortſchrittlichen und 
Hlerikalen Blätter ſprechen ſich mit Entſchledenheit 
dagegen aus. Die „N L. C.“ erklärt, daß keine 


Volksvertretung auf die nach langem Kampfe er⸗ 


rungene parlamentariſche Redefreiheit verzichten könne 
und wendet ſich der Frage zu, wieweit die Vorlage 


. einen berechtigten Kern enthalte: 


„In dieſer Beziehung kann man ſich der 
Thatſache nicht verſchließen, daß ſchon früher, be- 
ſonders aber während der letzten Reichstagoſeſſton 
in den parlamentariſchen Kreiſen mehr oder minder 
lebhaft das Bedürfniß ſtrengerer und wirkſamerer 
Disziplinarmittel empfunden worden if. Auch iſt 
in dieſem Zuſammenhange vielfach die Frage er⸗ 
Örtert worden, ob nicht Vorkehrungen dagegen zu 
treffen fein würden, daß verbrecheriſche Aufrrizungen 
unter dem Deckmantel der Redefreiheit der Reichs 
tagemitglieder und der Beröffentlichungsfreiheit der 
Sitzungsberichte ungeſtraft in das Land geſchleudert 
würden. Wenn jetzt dieſe Fragen mit Hinweis 
auf unbeſtreltbare Möglichleiten der bevorſtehen den 


Reichstagsſeſſton wieder angeregt werden, jo liegt 
unſeres Erachtens allerdings kein Grund vor, fle 
a limine ale nicht diskutabel zu bezeichnen. 


Nur 
ſtellt ſich dem vorliegenden Geſeßentwurfe von vorn⸗ 


berein der Art. 27 der Reichsverfaſſung entgegen, 


nach welchem der Reichstag feine Disziplin lediglich 


durch ſeine Geſchäftsordnung regelt. Seltſamerweiſe 


nimmt der Geſetzentwurf von dieſem Paragraphen 
gar keine Notiz. Um ſo mehr hat der Reichstag 


Beranlaſſung, ſich feſt auf denſelben zu ſtützen. 


Beſtimmungen über Repreſſton irgend welcher „Un⸗ 


gebühr“ innerhalb des Reichstags haben verfaſſungs⸗ 


mäßig ihren Plat allein in der Geſchäftsordnung 
Der Weg der Geſeßgebung würde nur da zu be⸗ 
ſchreten jein, wo es ſich um Borbeugungs-Maf- 
regeln gegen die Wirkung verbrecheriſcher Reden nach 
außen handelte. Mit dem größten Machdrudd aber 
muß betont werden, daß wirkich nur Borbeugungs⸗ 


Maßregeln als zuläſſig betrachtet werden können. 


Zu dem Zugeſtändutß der ſtrafrchtlichen Berfolgung 
wird ſich der Reichstag unter keinen Umſtänden her⸗ 
beilaſſen können. Die Aufhebung der Strafloſigkeit 


wird diesmal in der verlockenden Jorm verſucht, 


ſcheidung des Bundes raths abzuwarten haben. 


7 


daß der Reichstag ſelbſt aus eigener Initiative und 
nur für den einzelnen Fall die Durchbrechung des 
Prinzips beſchließen ſoll. Was aber würde das 
Anderes bedeuten, als daß man alle Minoritäten 
der Majortlät ſchlechtweg auf Gnade und Ungnade 
überlieferte ? 

Die Motive des G-fepentwurjs bezrichnen dit 
ſtrafrechtliche Verfolgung als nothwendig, um das 
beleidigte Rechtsbewußtſein des Volkes zu verſöhnen. 
Dieſer Grund wird indeß hinfällig, ſobald Vorſorge 
getroffen if, daß verbrecheriſche Aeußerungen über⸗ 
haupt nicht in das Volk dringen. In dieſem Falle 
dürfte ſich, denken wir, das beleidigte Rechts bewußt⸗ 
jetn mit der im Reichstage ſelbſt erfolgten Repreſ⸗ 
ſion vollauf begnügen. 

Nach alledem find wir der Meinung, daß der 
dem Bundes rathe vorgelegte Geſetzentwurf zwar einen 
diskutabeln Kern enthält, daß dem unbeſlreitbaren 
Bedürfniſſe wird Rechnung getragen werden müſſen, 
daß aber der Reichstag auf dieſen Geſetzentwurf aus 
formellen wie aus materiellen Gründen nicht würde 
eingehen können. Zunächſt wird man nun die Ent⸗ 
Da 
der Entwurf unzweifelhaft eine Abänderung der Ver ⸗ 
faſſung enthält, fo würden in dieſer Körperſchaft 14 
Stimmen genügen, um ihn abzulehnen. Bis fetzt 
iſt über die Stellung der einzelnen Regierungen zu 
der Vorlage nichts bekannt.“ 

— Aus Parts von heute früh wird durch 

„W. T. B.“ offigiell gemeldet: 
„Nachdem der Bey von Tunts alle von Frank⸗ 


reich geforderte Genugthuung bewilligt I, iR die 


— 


* 


Eventualität eines Konfliktes als beſeitigt 
Dieſer Ausgang des Streites iſt für be 
erfreulich, da es für Frankreich gewiß N 
theilhaft geweſen wäre, in dem gegenwär 
blick zu einem kriegeriſchen Vorgehen im 
gezwungen zu fein. Freie Hand im Mi 
wohl als im Orient iſt die richtige 
Maxime, die ja ohnehin alle drei oder 
nate lebhaft genährt wird durch irgend e 
tauchendes Annextionsprojekt Englands. 
und England ſchauen ſich heute im M 
fältig auf die Finger. Sobald der 
daß die Hände des Andern irgendwo 
ben, ſo iſt es aus mit der Ent 
ein Konflikt mit Tunis wäre dem em 
pagnon um jo gelegener gelommen, « 
Italien wäre verwickelt und genöthigt we 
nis gegen etwaige Anneriondgelüfe Fre 
ſchützen 


uſehen.“ 
e Theile 
cht vor⸗ 


der hieſigen permanenten Induſtrie⸗Aus 
600 M. auf 5 Jahre abgelehnt, weil vo 

ben kein Nutzen für den Stralſunder Handwerker zu 
erwarten ſei, auch die Mittel beſſer zu reſerviren 
wären, bis in Stralſund einmal ein fo 00 es Unter⸗ 
nehmen ins Leben gerufen würde. 9 

— Nachdem der Direktion des Stadt⸗Thraters 
nunmehr der Beſcheid geworden iſt, daß einer etwa 
beabſichtigten Aufführung des Augier'ſchen Stückes 
„Haus Fourchambault“ von der zufländigen Be⸗ 
hörde fortan keine Schwierigkeiten entgegen ſtänden, 
it mit den Proben bereits der Anfang gemacht 
worden. Wie wir erfahren, ſind unſere erſten Dar⸗ 
ſteller des Schauspiels, in deren Händen die Haupt- 
rollen des Stückes ſich befinden, in den letzten Tagen 
pecſönlich in Berlin geweſen, um einer Aufführung 
der „Fourchambault“ im Reſidenz-Thegter beizu- 
wohnen. Daß dadurch das Verſtändniß der Par⸗ 
thien weſentlich erleichtert, und die Darſtellung von 
vornherein gewinnen wird, tft außer allem Zweifel. 
Wir können ſomit einer intereſſanten und künſtleriſch 
vollenveten Leiſtung entgegen ſehen 

— Die heutige Schwurgerichtsſttzung wurde 
mit einer Anklage wegen ſchweren Diebſtahls gegen 
den Maurergeſellen Carl Aug. Stegemann und 
den Arbeiter W. F. Aug. Callies, Beide aus 
Unter⸗Bredow, eröffnet. Stegemann iſt bereits 9 
Mal vorbeſtraft und wird zur heutigen Verhandlung 
aus dem Zuchthauſe in Naugard vorgeführt, auch 
Callies hat bereits 5 Vorſtrafen wegen Died ſtahls 
dinter ſich. — In dem Haufe des Eigenthümers 
Schröder in Unter Bredow bewohnen die 
ttalteniſchen Drehorgelſpieler Ponti und Perdino eine 
Partertewohnung; in der zu derſelben gehörigen 
Küche hatten dieſelben ein Stuck 3 
von 25 Pfd. am Fenſter hängen. Die be 
geklagten bemerkten dies und als ſich die Dr 
ſpieler entfernt hatten, öffneten fle das n 
Nagel von Außen feſt verſchloſſene Fenſtet 
den Speck heraus und verzehrten ihn gemeinſchaftlich. 
— Am 22. März wurde dem Tiſchler 
Bredow vom Haufe ein Stück Zintrohr geſtohlen, 
welches noch an demſelben Abend von dem Arbeiter 
Callies dem Handelsmann Selig zum Verkauf an 
geboten, welcher den Kauf ablehnte. Callies geſtand 
auch ein, dieſen Diebſtahl in Gemeinſchaft mit Ste⸗ 
gemann verübt zu haben. — Auch bei der heutigen 
Verhandlung legen beide Angeklagte nochmals ein 
umfaſſendes Geſtändniß ab, ſo daß die Mitwirkung 
der Herren Geſchworenen nur wegen der Frage, „ob 
mildernde Umſtände vorhanden find“, erforderlich iſt; 
dieſe Frage wird verneint. Demgemäß erkeunt der 
Gerichtshof gegen Stegemann zuſäßlich der zur Zeit 
verbüßenden Strafe auf 3 Jahr 6 Monat Zucht ⸗ 
baus, Ehrverluſt auf 4 Jahre, gegen Callies au 
2 Jahr 9 Monate Zuchthaus, Ehrveiluſt auf 3 
Jahrt, ſowie bei Beiden auf Zuläſſigkrit der Po⸗ 
lihetaufficht. 

— In der Zeit vom 5. bis 7. d. M. wur⸗ 
den einem Pöliperſtraße 8 wohnhaften Sergeanten 
des Königs ⸗Regiments aus verſchloſſenem Keller mii- 
telſt Nachſchlüſſel 4 Scheffel Kart ffelu, mehrere 
Weißkohlköpfe, Rüben u f. w., ſowie mehrere 
Flaſchen und Gläſer mit eingemachten Früchten 
geſtohlen. Mit dieſer Beute ſcheinen die Diebe 
noch nicht zufrieden geweſen zu fein, denn in der 
Nacht vom 9. zum 10. d. Mis. zerbrachen fie ein 
tnzwiſchen au den Keller angebrachtes Vorlegeſchloß 
und entwendeten noch den letzten Reſt von Kartof⸗ 
feln, Kohl und anderen Gemüſen. 

Gollnow, 9. Jannar. Am 28. Dezember 
gingen 3 junge Leute aus Grünborſt nach Fürſten⸗ 
flagge auf den Otternfang, und lud zu dieſem 
Zwecke der Stellmacher Brüske ein Gewehr mit 
Schrot und Nägeln. Gegen 5 Uhr kamen dieſel⸗ 
ben zurück und begaben ſich Auzuſt Sievert und 
Auguſt Wendler in das Lokal des Krügers Rackow 
zu Grünhorſt, wo fie ſich Schnaps geben ließen. 
Während Sievert in einer Stube ſitzen blieb, begab 
ſich Wendler in das andere Zimmer zu dem Wirth 
und forderte ihn auf, feine Müße abzunehmen, weil 
dies ſonſt eine Mark koste. Als der Würth nicht 
darauf achtete, ſoll Wendler mit dem Kopfe zum 
Jenſter genickt haben, worauf von dort her ein 
Schuß erfolgte, der den Rackow freſlich nur von 
der Seite flreifte. Der ſofort herbetgeholte Arzt 
fand zu ſeinem Erſtaunen im Kopfe des Rackow 
nicht nur einige Schrotkörner, ſondern auch einen 
trumm gebogenen Nagel. Vor dem gegenüber lie⸗ 
genden Feuſter fanden ſich einige gekrümmte Nägel. 
Der mit dem Arzte zugleich gekommene hieſſge Gen⸗ 
darm⸗Wachtmeiſter Genig verhaftete nicht nur den 
muthmaßlichen Thäter Brüste, ſondern auch die an⸗ 


geblichen Mitſchuldigen Wendler und Sievert und 
lieferte ſie in das Gefängniß ab. 


hier ſtationirte Rettungsboot zu einer ſeinem Namen 

„entſprechenden Verwendung. Am Morgen des geſtri⸗ 
neer gen Tages fuhr nämlich ein Fiſcherboot bei ziem⸗ 
lich bewegter See zum Fiſchfang hinaus. Im Lauft 
des Vormittags nahm die Unruhe der See aber ſo 
ſehr zu, daß das Flſcherboot nicht wagen durfte, 
weder in den Hafen, noch in den Strand zu fah- 
ren. Es mußte ſich in angemeſſener Entfernung 


wurde das Rettungsboot bemannt. 


wie es ja häufig vorkommt, Fleiſch von einem 


biſchofs, mehr zu bauen, wie auf irgend eine Bank. 
Die Zahl der Depofitoren wird auf dreitauſend und 
mehr geſchäßt und mögen die Depoſiten ſich auf 
1,000,000 Dollars belaufen haben, wobei der 
Fehler begangen wurde, auf viele derſelben Zinſen 
zu bezahlen. Das Geld wurde auf verſchiedene 
Weiſe ausgeliehen: an Kirchen, an Gemeinden, die 
Kirchen zu bauen beabſichtigten, in Immobilien - und 
anderen Geſchäften, die gute Zinſen bezahlten. Als 
immer mehr Geld in die Hände des Erzbiſchofs 
und ſeines Bruders kam, legten ſie vor einigen 
Jahren, als die Preiſe noch hoch waren, ungefähr 
eine Million Dollars in Grundeigenthum in Cin⸗ 
einnati an. Da lam der Krach und der Werth 
von Steuritäten und Grund und Boden ging be⸗ 
deutend herunter. Die Gemeinden waren nicht in 
der Lage, ihren Verpflichtungen nachzukommen, die 
Pfarrkinder konnten keine Beſchäftigung finden und 
waren gensthigt, anſtatt Gelder einzulegen, ihre Er- 
ſparniſſe in Angriff zu nehmen und — da kam 
die Ebbe. Das Vertrauen ſchwand plötzlich, und 
Tag für Tag bot ſich das Schauspiel, daß arme 

Leute ihr Geld zurückverlangten und Pater Purcell 
ihnen erklärte, daß er fe nicht Alle auf einmal be⸗ 
friedigen lannte, da ſich die Geſammtſumme auf 
viele Hunderttauſende belaufe. Biele der von Pater 
Edward ausgeſtellten Papiere trugen die Unter⸗ 
ſchrift des Erzbiſchofs, und im Befltze der Banken 
waren deren kürzlich bis zu 150,000 Dollars. 
Pater Purcell verſchaffte nun einige Hilfe. In der 
letzen Woche wurden 75,000 Dollars ausgezahlt; 
einige ſeiner Checks kamen zum Proteſt, wurden 
aber ſchlleßlich honorirt. Später gab es noch mehr 
Proteſte, jevoch wurde deren Bezahlung in den näch⸗ 
ſten Tagen verſprochen. 
den derartige Papiere, ſelbſt mit der Unterſchrift des 
Erzbiſchofs, nicht mehr genommen. Leßterer erklärte, 
daß kein Depoſttor das Geringfe verlieren ſollte. 
„Das Eigenthum der Kirche, ſagte er, iſt auf den 
Namen des Erzbiſchofs eingetragen und iſt das Geld 
zum Bau neuer Kirchen, auf Grundeigenthum für 
die Kirche und andere ähnliche Zwecke ausgeliehen 
worden. Wir haben Nichts davon für uns ſelbſt 
verſchwendet, ſondern daſſelbe als das Eigenthum 
der Kirche verwaltet. Ein ſehr kleiner Bruchtheil 
des Eigenthums der Kirche in unſerer Diözeſe würde 
genügen, alle Schulden zu bezahlen, aber ich denke, 
daß wir die Unterſtützung der Kirche nicht in An⸗ 
ſpruch zu nehmen nöthig haben werden.“ — Man 
glaubt, daß Herr Reuben Springer, der bekannte 
Wohltbäter Cineinnati's, ein reicher kinderloſer 
Wittwer, der ſelbſt Katholik iſt, dem Erzbischof 
hülfreiche Hand leiſten wird. Letzterer zeigte der 
Kathedral⸗Gemeinde an, daß er den Papſt um Ent⸗ 
laſſung aus dem Amte, ſeines hohen Alters wegen, 
gebeten. Dabei kam er nochmals auf die finan⸗ 
ziellen Angelegenheiten zu ſprechen und überzeugte 
ſeine Zuhörer augenſcheinlich, daß Niemand für 
feine Einlagen etwas zu fürchten hätte, da die ⸗ 
ſelben ganz ſicher und in kurzer Zeit zurückgezahlt 
werden würden. 


Stolpmünde, 8. Januar. Geſtern kam das 


außerhalb der Brandung aufhalten. Dies wurde 
vom Lande aus bemerkt, und weil mit einem ge⸗ 
wöhnlichen Boote nicht mehr zu fahren war, je 
Dieſem gelang 
es auch, die Inſaſſen des Fiſcherbootes glücklich in 
den Hafen zu bringen, während man ihr Boot drau⸗ 
ßen laſſen mußte. 

olgaſt, 9. Januar. (W. A.) Unter aller 
Reſerve theilen wir hier folgenden Vorfall mit, der 
den Werth der Fleiſchunterſuchungen auf Trichinen 
durchaus problemattſch erſcheinen läßt und daher 
auch in den weiteſten Kreiſen lebhaftes Jutereſſe 
hervorrufen wird. Auf einem unſerer benachbarten 
Güter erkrankte vor Kurzem eine Frau in beſorgniß⸗ 
erregender Weſſe. Die Symptome deuteten nach 
Anſicht des behandelnden Arztes, des Herrn Sani⸗ 
tälsrath Dr. Hannemann, auf Trichinoſis hin, und 
wurden ſofort von Leßteren, ſowie auch vom Herrn 
Apotheker Burghoff mikroſkopiſche Unterſuchungen 
des Schweiuefleiſches, von dem die Erkrankte gegeſſen, 
angeſtellt, ohne daß jedoch Trichinen gefunden wur⸗ 
den. Herr Sanitätsrath Dr. Hannemann, von der 
Richtigkeit feiner Diagnoſe überzeugt, beruhigte ſich 
hierbei nicht, ſondern brachte das Fleiſch und ein 
Stück Wurſt auch noch dem Herrn Profeſſor Grohe 
in Greifswald zur Unterfuchung, der jedoch auch 
keine Trichtnen darin fand. Troßdem ſetzte Herr 
Sanitatsrath Dr. Hannemann die Unterſuchung des 
ihm verdächtig erſcheinenden Fleiſches fort, und iſt 
es ihm ſchließlich gelungen, in einem Stückchen 
Waiſt fünf lebende Trichinen zu finden; das Prä⸗ 
parat iſt ſodann dem Herrn Apotheker Burghoff 
eingehändigt, der nunmehr ebenfalls das Daſein der 
Trichinen konſtatiren konnte, und dieſelben auch 
mehreren feiner Bekannten gezeigt hat. — Wenn 
man nun annimmt, daß von jedem der drei oben 
genannten Sachverſtändigen mindeſtens 30 Praparate, 
zuſammen 90, alſo ungefähr dreimal jo viel, wie 
gewöhnlich bet derartigen Unterſuchungen gemacht 
werden, mit größter Gewiſſenhaftigkeit mikroſkopirt find, 
und nichts gefunden wurde, und ſchließlich doch 
Trichinen in dem Fleiſche find, jo wird durch dieſen 
Vorfall, der den bisherigen Erfahrungen auf dieſem 
Gebiet durchaus widerſpricht, der Werth der Unter- 
ſuchung inſofern aufgehoben, als man trotz derſelben 
keineswegs eine Garantie für die Trichinenrtinheit 
des unterſuchten Schwelnes hat. — Ein Fall, der 
die Sache weſentlich ändern würde, iſt hier allerdings 
noch zu berückſichtigen. Es kann möglich ſein, daß, 


Biebwarkt. 

Berlin, 10. Januar. Cs fanden zum Ber 
kauf: 227 Rinder, 712 Schweine, 539 Kälber, 
466 Hammel. 

Rinder waren nur in 2. und 3. Waare am 
Platze und wurden, da die Händler zum nächſten 
Montage einen ziemlich ſtarken Auftrieb erwarten, 
ohne vieles Feilſchen für angemeſſenes Gebot fort⸗ 
gegeben: Sekunda 54— 57 Tertia 40 —44 Mark 
pro 100 Pfund Schlachtgewicht. 

Bei Schweinen war Prima⸗Waare (mecklen⸗ 
burgiſche) nur ſchwach vertreten und erhielt leicht 
48 — 49, Landſchweine verblieben auf 45 — 46, 
Ruſſen auf 37—38 Mark pro 100 Pfund 
Schlachtgewicht. — Bakuner fehlten ganz 

Kälber wurden in nicht zu langer Zeit ge⸗ 
räumt und je nach Qualität mit 45—60 Pf. pro 


1 Pb. Schlachigewicht bezahlt. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Wien, 10. Januar. Meldungen der „Poltt 
Korreip." : u 

Aas Konſtantinopel von heute: Die Verhand⸗ 
lungen über den deſinittven Frieden mit Rußland 
nehmen einen ſolchen Verlauf, daß die Unterzeich- 
nung deſſelben längſtens im Laufe der nächſten Woche 
erwartet werden darf. 

Aus Albanien wird ein beruhigender Umſchwung 
in der Stimmung der Bevölkerung gemeldet. Den 
dortigen Muhamedanern, welche in das Innere der 
Türkei uswandern wollen, iR Seitens der Regie⸗ 
rung die dauernde Befreiung von türkiſchem Mili⸗ 
tärdienſt angeboten worden. 

Die am 18. d. in Tirnows zuſammentretende 
bulgariſche National Verſammlung wird dem Ber⸗ 
nehmen nach vorerſt das Dryantjationd- -Statut ber 
rathen und die Wahl eines Fürſten erſt zu Oſtern 
vornehmen. 

Paris, 10. Januar. Die „Republique franc.“ 
beſpricht die glückliche Löſung des Zwiſchenfalls mit 
Tunis, bebt die Schnelligkeit und Beftigleit, mit 
welcher der Miniſter des Auswärtigen vorgegangen 
fet, rühmend ber or und bemerkt ſchließlich: Die- 
jenigen, die die Unklugheit begangen hätten, dem 
Vertreter Frankreichs zu trotzen, hätten bald genug 
in Erfahrung bringen konnen, daß die fran zoͤſiſche 
Republik ſich überall und vor Allen Achtung zu 
verſchaffen wiſſen werde. 

Paris, 10 Januar. In Solge des großen 
Schneefalls iſt an mehreren Punkten im Janern 
Frankreichs eine Unterbrechung des Bahnbetriebes 
eingetreten, namentlich in der Nähe von Diton, 
Beſangon und Orleans. 

Athen, 10. Januar. Das ruſſiſch: Panzer- 
ſchiff „Fürſt Pojarsk!“ if geſtern im Piräus vor 
Anker gegangen. 


zweiten trichinöſen Schweine mit in die Wurſt ver⸗ 
hackt iſt; immerhin wäre es aber dann ein ſonder⸗ 
barer Zufall, wenn alle früheren Unterſuchungs⸗ 
Odjekte gerade von dem geſunden Fleiſche gemacht 
ſein ſollten. 

Vermiſchtes. 

Eine hübſche Erbſchaft macht die Stadt 
Villach in Kärnthen — nach einem Teſtament von 
vor 250 Jahren. Der letzte Sproß des öſterrei⸗ 
chlſchen Grafenhauſes Widmann iſt kürzlich in Ve⸗ 
nedig geſtorben. Nach dem am 4. April 1634 er- 
richteten Fideikommiß des Hauſes Widmann hat der 
lezte Widmann das Recht, aus dem Fidelkommiß⸗ 
Vermögen 100,000 Thaler à 1½ fl., ſomit 
150,000 fl. an Jemanden beliebig zu verſchenken, 
auch könnte derſelbe aus der Linie der weiblichen 
Anverwandten einen Nachfolger ernennen, welcher den 
Namen Widmann anzunehmen und das Fidelkommiß 
fortzuſeßhen habe. Graf Johann Abundius Wid⸗ 
mann, welcher am 27. November v. J. zu Venedig 
ohne Teſtament verſtarb, hatte keines von beiden ge⸗ 
than. Darum treten die im genannten Fideikommiß⸗ 
Inſtrumente für dieſen Fall vorgeſehenen Stiftungen 
ein. Dazu ſind aus den Kärntneriſchen Gütern 
8000 Thaler oder 12,000 fl. jährlich in folgender 
Weiſe gewidmet: 1) Bär ein Widmann'ſches Kolle⸗ 
gium in der Stadt Villach von 12 deutſchen Zög⸗ 
lingen, welche die Laudſtände durch den Landes ⸗ 
hanptmann unter Beiyiehung des Bürgermeiſters 
von Villach erwählen werden, 4500 Thaler; den 
Vorzug bei der Ernennung haben Kinder der Wid⸗ 

mann'ſchen Haus bedienſteten; 2) weitere 500 Tha - 
ler werden für die ſtändiſchen Berordneten, den po⸗ 
litiſchen Richter, daun den Bürgermeifter von Villach 
beſtimmt, welche als Widmann'ſche Kommiſſäre die 
Stiftung zu überwachen haben; 3) an das Armen⸗ 
ſpital in Villach find jährlich 200 Thlr. und 4) für 
30 Arme a 20 Thlr. 600 Thlr. zu erfolgen. Der 
derzeitige Stand des Fideikommiß⸗Vermögens if ein 
derartiger, daß die obigen Summen jährlich geleiſtet 
werden können. 

— Wir leſen in der neueſten Nummer der 
bier eingetroffenen „Newporker Handels Zeitung“ 
das Folgende über die Geſchäfte eines Erz 
biſchofs: 

Das erzbiſchöfliche Palais in Cincinnati war 
während einizer Wochen der Schauplatz einer für 
ſolchen Ort ſeltſamen Aufregung. Pater Edward 
Purcell, der Bruder des römiſch⸗katholiſchen Erz⸗ 
biſchofs, agirte ſeit Jahren als cine Art Privat⸗ 
bangaler, indem ihm viele Hunderte frommer Gläu⸗ 
biger, meiſtens aus den ärmeren Klaſſen und größ- 
tentheils weiblichen Geſchlechts, ihr Geld zur Auf- 
bewahrung übergaben. Ihre religibſen Gefühle ver⸗ 
anlaßten dieſe Leute, auf die Stabilität des Pater 
Purcell, des Leiters der Finanzgeſchäfte des Erz⸗ 


Bon den Banqulers wer⸗ 


